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Nigel Farage wettet auf Sieg
EU-Wahl. Der britische EU-Gegner will die Europawahl zum Schlag
gegen die Regierung nutzen. Derzeit würde Labour klar gewinnen.

London/Wien. Er will es noch einmal wissen
und steigt wieder in den Ring für die briti-
sche Europawahl. Nach der Verzögerung
des EU-Austritts hofft Nigel Farage, der am
Freitag seine neue Brexit Party vorstellte, auf
einen Siegeszug bei der für 23. Mai vorberei-
teten Wahl in Großbritannien. Der dekla-
rierte EU-Gegner will den von der Regierung
versprochenen EU-Austritt einfordern und
wettet 1000 Pfund darauf, dass die Nachfol-
gepartei von Ukip erneut Platz eins erringen
wird. 1000 Pfund entsprechen 1158 Euro
und damit freilich nur einem Bruchteil sei-
nes Gehalts, das Farage monatlich als EU-
Abgeordneter bezieht. Zur Verstärkung hat
sich der ehemalige Rohstoffhändler Annun-
ziata Rees-Mogg in sein Team geholt. Sie ist
die Schwester von Jacob Rees-Mogg, dem
schärfsten EU-Gegner bei den Tories.

Premierministerin Theresa May hofft
zwar noch immer, dass Großbritannien
rechtzeitig vor der Wahl den Austrittsvertrag
ratifiziert und die EU verlassen kann. Sollte
das nicht gelingen, dürfte der Brexit die
Wahlkampagnen aller Parteien dominieren.
Aktuell suchen die meisten Parteien aber
noch Kandidaten. Neben der Farage-Partei

hat sich auch die Independent Group, eine
Abspaltung von Tories und Labour, ent-
schlossen, eine eigene Liste aufzustellen. Sie
wird von der ehemaligen Tory-Abgeordne-
ten Heidi Allen angeführt und tritt im Ge-
gensatz zu Farage für ein neuerliches Refe-
rendum und einen Verbleib in der EU ein.

Umfragen zufolge hat Labour die besten
Chancen auf einen Sieg. Laut der zu Politico
gehörenden Analyseplattform Poll of Polls
kämen die Sozialdemokraten aktuell auf 34
Prozent der Stimmen. Die Konservativen
würden nur 24 Prozent erreichen. Einen
leichten Aufwärtstrend gibt es für die EU-
freundlichen Liberalen (9 %) und für die
Grünen (5 %). Für die Brexit Party prognosti-
ziert Poll of Polls derzeit zehn Prozent der
Stimmen. Bei den vergangenen Europawah-
len erhielt Ukip 27 Prozent.

Gelingt Premierministerin May doch
noch ein Durchbruch für den geordneten
Brexit, würde sie nicht nur ihrer Partei eine
erwartbare Wahlschlappe ersparen, sondern
auch dem Staat einige Millionen Pfund. Die
letzte Europawahl 2014 kostete Großbritan-
nien insgesamt 108,7 Millionen Pfund (125,3
Mio. Euro). (ag./wb)
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Luuk van Middelaar (* 1973)
ist Professor für Europarecht an
der Universität Leiden. 2010 bis
2014 war er Redenschreiber von
Herman van Rompuy, dem
Präsidenten des Europäischen

Rates. Sein neues Buch, „Alarums and Excursions:
Improvising Politics on the European Stage“, ist im
März bei Agenda Publishing erschienen. [ Sake Elzinga ]

Belagerte Demokratie: Die Eurokrise rückte nicht nur das griechische Parlament ins Visier des Volkszorns. [ EPA ]

„Europa ist eine historische Ausnahme“
Interview. Der Historiker Luuk van Middelaar hat im Kabinett von EU-Ratspräsident Van Rompuy die Krisen der
vergangenen zehn Jahre hautnah miterlebt. Sie legten einen Baufehler der EU offen, sagt er im Gespräch mit der „Presse“.

Von unserem Korrespondenten
OLIVER GRIMM

Die Presse: Die EU war ein halbes Jahr-
hundert lang erfolgreich darin, einen re-
gelbasierten Binnenmarkt und so enor-
men Wohlstand zu schaffen. Seit zehn Jah-
ren kommt diese „Méthode bruxelloise“
mit großen Krisen nicht mehr zurande:
Euro, Brexit, Ukraine, Migration. Wieso?
Luuk van Middelaar: Wir können seit 2008
beobachten, dass sich die Weltordnung, in
der sich Europa entwickeln konnte, unter
einem Schirm amerikanischen Schutzes
und in einem System internationaler Insti-
tutionen, aufzulösen beginnt. 2008 war na-
türlich das Jahr der Bankenkrise, aber auch
das Vorspiel zum Krieg in der Ukraine, näm-
lich mit dem Augustkrieg zwischen Geor-
gien und Russland. Europa ist schon vorher
durch viele Krisen gegangen. Aber kaum
eine davon erforderte unmittelbare, weitrei-
chende und sehr kontroversielle Entschei-
dungen. Die Brüsseler Regelfabrik ist nicht
dafür gerüstet, mit plötzlichen Änderungen
und Krisen zurande zu kommen.

Woran liegt das?
Im alten Europa der Marktorganisation ging
es darum, Grenzen niederzureißen, Raum
zu schaffen, einen Binnenmarkt. Es gab kein
Nachdenken über die Außengrenze und da-
rüber, wo Europa enden sollte. Wie weit soll-
te die Erweiterung gehen? Niemand wagte
es zu sagen, dass weder Russland noch die
Türkei jemals ein Teil der EU werden wür-
den. Die EU tat so, als wären diese Fragen
überholte Großmachtpolitik aus dem
19. Jahrhundert. Mit den beiden Krisen um
Russland und die Migration lernte Europa
jedoch, dass es Grenzen hat. Die Realität
machte sich fühlbar: Die Welt um uns be-
steht aus souveränen Staaten, die von Män-

nern fürs Grobe wie Putin, Erdoğan und
Trump geführt werden. Europa muss einse-
hen, dass es eine historische Ausnahme ist,
nicht die Vorhut des Weltfriedens. Der Rest
der Welt wird nicht wie wir werden.

Was lehren uns Brexit und Eurokrise?
Eine zeitliche Begrenzung, also: Tod, Ver-
letzlichkeit. Es gab 2010 und 2011 Ängste,
dass auch die gesamte EU als Folge der
Eurokrise die nächsten Wochen nicht über-
leben würde. Es ist eine existenzielle Erfah-
rung für politische Institutionen, dass sie
ein Ende haben können. Das ist ein Mo-
ment der Wahrheit. Und es macht sie stär-
ker: Sie sind endlich, aber das bedeutet,
dass sie in der verfügbaren Zeit versuchen
müssen, Kontrolle über die Geschehnisse zu

gewinnen. Wir können dann nicht mehr
distanziert bleiben gegenüber all den Kräf-
ten, die rund um uns kollidieren. So war Eu-
ropa nämlich lang: distanziert, abgehoben.

Sie zeigen in Ihrem Buch auch, dass der
Erfolg Europas bis 2008 darin lag, Konflik-
te zu entpolitisieren und in juristische
Verfahren umzuleiten. Genau das ist jetzt
Europas große Schwäche. Wie repariert
man das? Wie repolitisiert man Europa?
Ich beobachte, dass diese Entpolitisierungs-
maschine großartig ist, um einen Markt zu
schaffen, und in den Bereichen, in denen
Lösungen rein auf Grundlage von Expertise
gefunden werden können. Aber nehmen Sie
die Migrationsfrage: Wenn Sie vor der Situa-
tion stehen, dass Zehntausende Flüchtlinge
an Ihrer Grenze stehen, dann wird kein wis-
senschaftliches Komitee für Sie entschei-
den, wie viele Sie hereinlassen sollen. Das
ist eine zutiefst politische Entscheidung. Es
geht da um Werte, möglicherweise kollidie-
rende: Identität, Solidarität, Wohlfahrt, Si-
cherheit, und so weiter. Das sind also Ent-
scheidungen, die politische Führungskraft
erfordern, Überzeugungen und eine offene,
demokratische Debatte.

An der Flüchtlingskrise hat sich dieses Pro-
blem besonders klar herauskristallisiert.
Ja. Die Europäische Kommission hat damals
in ihrer Werkzeugkiste gekramt und kam zur
Lösung, das Problem in kleine Stücke zu
zerlegen und aufzuteilen. So kamen die
Flüchtlingsquoten. Aber das ist etwas ande-
res als Fischfangquoten. Da gehörte schon
eine gewisse Überheblichkeit dazu, die poli-
tische Natur dieses Problems zu unterschät-

zen und es mit einer technokratischen Ant-
wort lösen zu wollen. Das war ein Debakel.

Was hätte man stattdessen tun sollen?
Zuerst hätte es eine Grundsatzeinigung ge-
braucht, dass wir diese Menschen aufneh-
men und sie aufgrund einer gemeinsamen
Verantwortung verteilen. Dann erst, in
einem zweiten Schritt, hätte man eine For-
mel zur Verteilung anwenden können.

Ist Europa „weltpolitikfähig“, wie Kom-
missionschef Juncker zu sagen pflegt?
Nein.

Was fehlt?
Macht.

Teilen Sie das Argument, wonach der Bre-
xit der EU die Freiheit gibt, sich endlich
unbeschwert von den lästigen Briten den
Reformen zu widmen, die nötig sind?
Nein, überhaupt nicht. Die Briten waren
weder Teil des Euro noch von Schengen. Sie
haben kaum etwas in den Bereichen blo-
ckiert, in denen wir die erwähnten großen
Krisen hatten. Sie haben manchmal bei der
Sicherheits- und Verteidigungszusammen-
arbeit ein bisschen gebremst. Aber da brau-
chen wir sie auch nach dem Brexit.

Wie ermöglicht man legitime Opposition
in der EU?
In der EU ist das sehr schwer, weil sie die
Dinge entpolitisiert. Sie stellt alles als tech-
nologisches oder als moralisches Problem
dar. Wenn man also einer bestimmten Lö-
sung nicht zustimmt, liegt das entweder da-
ran, dass man die Sache nicht verstanden
hat, oder dass man kein guter Europäer ist.
Die Menschen akzeptieren diesen Zugang
nicht mehr, und das kann ich verstehen. Das
Europäische Parlament ist als Arena, in der
Konflikte öffentlich sichtbar gemacht wer-
den, unverzichtbar. Aber es kann diese Rolle
nicht für alle Angelegenheiten erfüllen. Es
ist zu weit entfernt von den Wählern. In der
Euro- oder Migrationskrise wurde es nicht
als Echokammer europäischer Öffentlich-
keit gesehen: Es gab zum Beispiel keine Ver-
bindung zum Protest gegen die Sparpolitik
auf den Straßen von Madrid oder Athen.
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